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Gesetz zur Änderung der Bayerischen Bauordnung BayBo („Bayerisches Bauturbo-Ge-
setz“); Verbandsanhörung; Stellungnahme des Bayerischen Städtetags

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Gesetzentwurf des Ministerrats für ein
Bayerisches Bauturbogesetz.

Dem Beschluss unseres Vorstandes vom 7. Juli 2026 folgend, dürfen wir im Einzelnen wie
folgt Stellung nehmen.

Umbauparagraphen, Nr. 13 des Entwurfs:

Der Ansatz des Bayerischen Bauturbogesetzes, für Umbauten, insbesondere zu Wohnzwe-
cken, materielle Erleichterungen zu schaffen, wird ausdrücklich begrüßt. Die Neuregelungen
können einer nachhaltigen Nutzung bestehender Bausubstanz und damit gleichzeitig der
Schaffung kostengünstigen Wohnraums beitragen.

Mit der aktuellen Fassung des Gesetzentwurfs wurden wesentliche Anmerkungen unserer
Stellungnahme zum Arbeitsentwurf vom 21. Januar 2026 aufgegriffen. Gerade mit Blick auf die
Verfahrensfreiheiten des Art. 57 Abs. 1 Nr. 18 und Abs. 4 BayBO erscheint aber nach wie vor
klärungsbedürftig, wie zukünftig der Nachweis der Einhaltung der vor dem Umbau geltenden
Vorschriften geführt wird. Wir weisen nochmals vorsorglich darauf hin, dass ggf. bestehende
Erwartungen an die Bauaufsicht, in die Vergangenheit reichende Auskünfte oder Prüfungen
vorzunehmen, nicht erfüllt werden können.

Im Zusammenhang mit dem Vorhaben, das Stellplatzrecht für Umbauten zur Wohnraumförde-
rung nicht zur Anwendung zu bringen, müssen wir auf die schon im Zuge früherer Gesetzes-
vorhaben geäußerten Bedenken hinweisen, dass die unbegrenzte Ausnahme von der Stell-
platzpflicht etwa im Zusammenhang mit der Umwandlung von größeren Geschosswohnungs-
bauten in Mikroappartementhäuser unter verkehrlichen Aspekten ein Planungserfordernis
nach Art. 1 Abs. 3 BauGB auslösen und damit die Realisierung des Vorhabens behindern
kann.
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Änderungen des Freistellungsverfahrens, Nr. 15 des Entwurfs

Die vorgesehenen Änderungen werden mit Nachdruck abgelehnt. Die Herausnahme der ört-
lichen Bauvorschriften aus den Tatbestandsvoraussetzungen der Genehmigungsfreistellung
widerspricht der strukturellen Verzahnung von Bebauungsplan und örtlichen Bauvorschriften.
Entweder sind örtliche Bauvorschriften (als eigenständige Satzungen) Grundlage der Abwä-
gung des Bebauungsplans oder sie sind sogar als Festsetzung in den Bebauungsplan inte-
griert. Örtliche Bauvorschriften können nicht aus der bauleitplanerischen Entscheidung, wie sie
im Bebauungsplan zum Ausdruck kommt, herausgelöst werden. Die Neuregelung führt daher
zu neuen Fragestellungen, insbesondere im Zusammenhang mit der Abgrenzung verschiede-
ner Regelungsregime oder der Notwendigkeit der Einleitung eines isolierten Abweichungsver-
fahrens. Insoweit ist kein Mehrwert für eine Verfahrensbeschleunigung zu erkennen.

Ebenso wird im Wegfall, bestimmte handwerkliche oder gewerbliche Bauvorhaben von der
Genehmigungsfreistellung per Satzung von vornherein auszuschließen, kein Mehrwert gese-
hen. Vielmehr wird ein Instrument gestrichen, das verfahrenstechnisch Transparenz für örtlich
begrenzte, im Zusammenhang mit § 15 BauNVO kritische Vorhaben schaffen kann. Entspre-
chende Satzungen können Bauantragstellern bereits im Vorfeld der Antragstellung in formeller
Hinsicht Planungssicherheit geben. Ohne eine entsprechende Satzung entscheidet sich der
Verfahrensweg im Einzelfall erst nach Antragstellung.

Ausweitung der Genehmigungsfiktion für verfahrensfreie Vorhaben, Nr. 18 des Entwurfs

Die Erweiterung der Genehmigungsfiktion auf alle Vorhaben des vereinfachten Verfahrens
lehnt der Vorstand des Bayerischen Städtetags mit Nachdruck ab.

Es ist hinreichend bekannt, dass die Rahmenbedingungen der Arbeitsprozesse in einer Unte-
ren Bauaufsichtsbehörde bereits über einen längeren Zeitraum von personellen Engpässen,
fortlaufenden Umbrüchen des Rechtsrahmens und nicht zuletzt von einem zunehmenden Kon-
fliktpotential geprägt sind. Zunehmende Erfahrungen mit mehrfach gescheiterten Stellenbeset-
zungsverfahren, bevorstehende Ruhestandswellen sowie Notwendigkeiten der Haushaltskon-
solidierung verschärfen die Situation perspektivisch. Zusätzlich schlagen vergleichbar prekäre
Rahmenbedingungen bei internen wie externen Fachbehörden unmittelbar auf das Baugeneh-
migungsverfahren durch. Die Unteren Bauaufsichtsbehörden der Großen Kreisstädte und De-
legationsgemeinden sind davon besonders betroffen.

An diesen Rahmenbedingungen hat die Einführung der Genehmigungsfiktion für Wohnbauvor-
haben im vereinfachten Verfahren nichts geändert. Insoweit hat der Gesetzgeber mit ihrer Ein-
führung Wohnbauvorhaben zulasten aller Bauvorhaben außerhalb der Fiktion priorisiert. Eine
Erweiterung der Genehmigungsfiktion auf alle Bauvorhaben des vereinfachten Verfahrens
würde sich dementsprechend erheblich zulasten der Verfahrenslaufzeiten von Sonderbauvor-
haben, insbesondere des Wohnungsbaus und der für den Wohnungsbau notwendigen Infra-
struktur wie Kitas oder Schulen, auswirken. Insoweit steht die Neuregelung auch im Wider-
spruch zu dem neu aufgenommenen Programmsatz des Art. 4 „Die Schaffung von Wohnraum
liegt im überragenden öffentlichen Interesse“.

Davon abgesehen wird die Bauberatung noch weiter zurückgefahren werden müssen, obwohl
diese seit den Modernisierungsgesetzen bauseits stark eingefordert wird.
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Einführung der Genehmigungsfiktion für die Verlängerung von Baugenehmigungen, Nr.
19 des Entwurfs

Auch die Einführung der Genehmigungsfiktion für die Verlängerung von Baugenehmigungen
wird mit Nachdruck abgelehnt. Der Bedarf dieser Neuregelung ist mit Blick auf die Notwendig-
keit, Wohnbaurechte schnell zur Realisierung zu bringen und Bodenspekulationen vorzubeu-
gen, nicht nur fragwürdig, sondern sogar kontraproduktiv. Diese Neuregelung erzeugt bei der
Bauaufsichtsbehörde nur zusätzlichen Verfahrensdruck und die Notwendigkeit zusätzlicher
Fristenkontrollen, obwohl zuvor mehrere Jahre von der Baugenehmigung kein Gebrauch ge-
macht wurde.

Dies gilt insbesondere für Vorhaben des bauplanungsrechtlichen Bauturbos, von denen
aus gemeindlicher Sicht zu erwarten ist, dass sie innerhalb der Geltungsdauer einer Bauge-
nehmigung von vier Jahren umgesetzt werden. Gemeinden werden sich daher grundsätzlich
eine Prüfung vorbehalten, ob eine Zustimmung nach § 36a BauGB erneut erteilt werden kann.
Insoweit bedarf es - sollte an der Genehmigungsfiktion für die Verlängerung von Baugenehmi-
gungen trotz unserer erheblichen Kritik festgehalten werden - einer Ergänzung des Art. 82c
BayBO. Es muss sichergestellt sein, dass die Fiktionsfrist des Art. 69 Abs. 2 BayBO bei Vorha-
ben des Bauturbo erst ab Eingang der Entscheidung der Gemeinde bei der Bauaufsichtsbe-
hörde bzw. ab Zustimmungsfiktion beginnt.

Aus den Erfahrungen der letzten Modernisierungsgesetze zur BayBO, die kurz vor Weihnach-
ten vom Landtag verabschiedet und bereits zum 1. Januar in Kraft gesetzt wurden, dürfen wir
abschließend dringend bitten, den Unteren Bauaufsichtsbehörden als auch den Entwurfsver-
fassern ausreichend Zeit zur Einführung bzw. zur Anwendung der neuen Rechtslage ein-
zuräumen.

Mit freundlichen Grüßen

gez. Monika Geiß
Referat für Bauen, Planen
Bayerischer Städtetag
Arnulfstraße 50, 4. OG
80335 München


